
TEXTLICHE FESTSETZUNGEN BEBAUUNGSPLAN "NORDWESTLICH DES KAISER-KARL-RING
(N 86)" 
 
 
 
I. Planungsrechtliche Festsetzungen 
 
1. Einzelhandelsbetriebe mit zentrenrelevanten Sortimenten sind unzulässig 
 (§ 9 Abs. 2 a BauGB) 
 
 Zentrenrelevante Sortimente sind: 
 

 Nahrungs- und Genussmittel 
 Getränke (außer in großen Gebäuden) 
 Drogeriewaren und Kosmetikartikel, Sanitätswaren, Pharmazie  
 Bücher und Zeitschriften 
 Papier und Schreibwaren, Büroartikel (außer Büromöbel und Büromaschinen) 
 Haushaltswaren, Glas, Geschirr, Porzellan  
 Bekleidung, Lederwaren, Schuhe 
 Baby- und Kinderartikel 
 Informations- und Kommunikationselektronik (Computer, Telefone, Peripherie-

geräte, Software und Zubehör) 
 TV, Hifi- und Unterhaltungselektronik 
 Ton- und Bildträger 
 Foto, Video, Optik 
 Lampen und Leuchten (außer Bau- und Außenleuchten, Lichtsysteme) 
 Elektroartikel (außer Bau- und Installationsmaterial) 
 Elektrogeräte (außer Elektrowerkzeuge) 
 Nähmaschinen 
 Uhren und Schmuck 
 Musikinstrumente und Musikalien 
 Campingartikel (außer Großteile) 
 Spielwaren, Sportartikel (außer Großteile) 
 Waffen, Jagd- und Angelbedarf (außer Großteile) 
 Kunst und Antiquitäten (außer Möbel) 
 Einrichtungszubehör (ohne Möbel) 
 Textilien, Heimtextilien 
 Geschenkartikel, Bastelartikel und Kunstgewerbe 
 Schnittblumen  
 Zooartikel, Tiere, Tierpflegeartikel, Tiernahrung 
 Fahrräder und Zubehör 

 
2. Einzelhandelsbetriebe mit nicht zentrenrelevanten Sortimenten sind zulässig. Zent-

renrelevante Sortimente (siehe oben) sind in Einzelhandelsbetrieben mit ansonsten 
nicht zentrenrelevanten Sortimenten als Randsortimente bis zu 5 % der Verkaufs-
fläche, max. jedoch 450 m² Verkaufsfläche zulässig. Dabei sind pro Sortiment max. 
100 m² Verkaufsfläche zulässig. 
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